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Bundesministerin für Justiz 
 
Museumstraße 7 
1070 Wien 
 
         
       05.11.2012 
 
 
 
 
Betrifft: Entwurf für eine Strafvollzugsgesetznovelle 2012  

   (430/ME) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Wir erlauben uns, zu dem o.a. Gesetzentwurf Stellung zu 
nehmen wie folgt. 
 
Wir lehnen die Ausdehnung der vorgesehenen 
Erschwernisse für den elektronisch überwachten 
Hausarrest auf § 207b StGB mit Nachdruck ab.  
 
§ 207b StGB ist die höchst umstrittene Ersatzbestimmung 
für den menschenrechtswidrigen anti-homosexuellen 
Sonderstraftatbestand § 209 StGB, die im Jahr 2002 von 
der Mehrheit der Regierungsfraktionen gegen die 
Opposition und entgegen den Stimmen aus der Fachwelt 
und der Jugendvertreter beschlossen worden ist. 
 
Die Parteivorsitzenden der SPÖ und der Grünen haben 
für ihre Parteien damals schriftlich zugesichert, diesen 
Tatbestand bei entsprechenden Mehrheitsverhältnissen 
wieder abzuschaffen.  
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Nach Antworten der Justizminister Mag.a Karin Gastinger (BZÖ) und  
Dr. Dieter Böhmdorfer (FPÖ) auf parlamentarische Anfragen wurde  
§ 207b StGB, in der Folge von den Staatsanwaltschaften wie folgt 
(unverhältnismäßig häufig gegen homosexuelle Kontakte) vollzogen. 
 
Verfolgung gleichgeschlechtlicher Beziehungen  
(in % aller Verfahren nach § 207b): 
2. Halbjahr 2002 -> 100% aller neu eingeleiteten Strafverfahren  
1. Halbjahr 2003 -> 50% aller neu eingeleiteten Strafverfahren (100% der  
                 Haftfälle) 
2. Halbjahr 2003 -> 33% aller neu eingeleiteten Strafverfahren  

             (50% aller Verurteilungen, 0% der Freisprüche) 
1. Halbjahr 2004 -> 78% aller neu eingeleiteten Strafverfahren  

  (100% der Haftfälle) 
2. Halbjahr 2004 -> 25% aller neu eingeleiteten Strafverfahren 
1. Halbjahr 2005 -> 0% aller neu eingeleiteten Strafverfahren  
2. Halbjahr 2005 -> 36% aller neu eingeleiteten Strafverfahren  
 
Die in diesen Zeiträumen einzige Einweisung in eine Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher (§ 21 StGB)  auf Grund des § 207b StGB (als 
alleinigem oder führendem Delikt) erfolgte wegen homosexueller Kontakte 
mit einem 16- und einem 17jährigen. 
 
Seit dem Jahr 2006 liegen keine Daten mehr vor. NRAbg. Mag. Albert 
Steinhauser hat daher an Justizministerin Dr. Beatrix Karl eine Anfrage 
bezüglich der Jahre seit 2006 gerichtet. Ganz im Gegensatz zu ihren 
Vorgängern verweigerte Dr. Beatrix Karl die Auskunft jedoch (8333/AB 
XXIV. GP, 04.07.2011).  
 
Zuerst mit der Begründung, dass ihre Vorgänger stets nur für ein halbes 
Jahr Auskunft gegeben hätten (9503/AB XXIV. GP, 21.12.2011). Für fünf 
Jahre sei der Aufwand zu groß. Als BRAbg. Marco Schreuder dann das 
zweite Halbjahr 2011 anfragte, verweigerte die Justizministerin erneut. Der 
Aufwand sei ihr, anders als ihren Vorgängern von FPÖ und BZÖ, auch für 
ein bloßes halbes Jahr zu groß (2663/AB-BR/2012, 22.03.2012).    
 
Die wahren Gründe können vermutet werden. Von einer anhaltend 
unverhältnismäßigen Anwendung des § 207b StGB auf 
gleichgeschlechtliche Kontakte darf ausgegangen werden. 
 
§ 207b StGB sollte, wenn er schon nicht abgeschafft wird, zumindest nicht 
mit noch schärferen Rechtsfolgen versehen werden. Wir ersuchen daher 
dringend, § 207b StGB von den vorgesehenen Erschwernissen für den 
elektronisch überwachten Hausarrest bei SexualstraftäterInnen 
auszunehmen. 
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Im übrigen schließen wir uns der Stellungnahme der Österreichischen 
Gesellschaft für Sexualforschung (ÖGS) an. Auch wir sind der Ansicht, dass 
im Kampf gegen Gewalt kein Unterschied gemacht werden darf, ob das 
Leid im Sexuellen oder außerhalb des Sexuellen zugefügt wird, ansonsten 
letztlich die Sexualität sanktioniert wird und nicht die Gewalt, anstatt 
umgekehrt. 
 

Wir ersuchen, dieser Stellungnahme Rechnung zu tragen, und verbleiben  

mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
 
 
 
  RA Dr. Helmut GRAUPNER        Walter DIETZ e.h. 
             (Präsident)            (Generalsekretär)  
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